
Neue Grenzen anwaltticher Tätigkeit?
Anmerkungen zu den verfahren gegen BM-Verteidiger

untl andere Rechtsanrvälte

Von Ingo Müller

Von der'Offentlichkeit weniger beachtet als die großen Anarchistenprozesse' fin-

det zur Zeit eine Vielzahl von Straf- und ehrengerichtlichen Verfahren gegen po-

litisch engagierte Rechtsanwälte statt. Die Informationen über cliese Verfahren

sind spärücf, und die mit selbst verlegten Broschüren und Dokumentationen 1)

,ouru,r.htu Fluchi in die Offentlichkeit endet in der Regel bei denen, die es ohne-

hin sch.on wissen. Zv Zeit sind Straf- und Disziplinarverfahren gegen 51 ,,links'
gerichtete" Rechtsanwälte und Assessoren2), rnit dem Ziel sie aus der Anwalt-

ichaft zu entfernen oder nicht erst zuzulassen, bekannt'

Die Verfahren gegen poiitisch engagierte Rechtsanwä]te haben nicht nur wegen

ihrer großen Zani einä Bedeutung, die über die ,,bloß" individuelle Existenzbe-

drohuig s) weit hinausreicht. Nah-ezu alle diese Verfahren haben die Staatsan-

waltschäfien nämlich als Folge von Verteidigungs- oder sonstigen Anwaltstätig-
keiten eingeleitet, Daher bedrohen sie nicht iediglich einige unnrittelbar Betrof-

fene, sonclärn haben erhebliche Konsequenzen für die Freiheit der Verteidigung'
vor allem in politischen Strafsachen sowie der gesamten anr,valtlichen Tätigkeit.

Sie enthalten nämlich aul3er dem Versuch, eine störencle Opposition im Einzelfall

von den Gerichtssälen fernzuhalten, ständig den, die Grenzen der zulässigen

Verteidigung grunclsätzlich neu zu bestimmen und die politische Fleiheit der

Rechtsanwalischaft und ihre unabhängigkeit vom staat einzuengen,

Zur Prozeßsituqtion

In den Anschuldigungsschriften der Staatsanwaltschaften, die bei manchen

Rechtsanwäiten im Geiolge einer Anarchistenvelteidigung ,,rege1mäßig wie die

Ergänzungslieferungen für die Gesetzessammlung" (Fleldmann) a) eingehen, kehrt
steleotyp der Vorwurf wieder, der Angeschuldigte habe seiner Aufgabe, ,,an der

o.dnungig"mäßen Durchführung eines Strafverfahrens durch sachgerechte Ver-
teidigung des Angeklagten mitzuwirken, gröblich zuwidergehandelt" 5) und die
11 vgl, Rilhmn, Anwaltsverfolgung -il der Bunrlesrepublik 19?1-19?6, Hambulg 1977; Die Verteidigung
auf der AnklageUant, pof<unlniJtioi Hamturger Rechtianwälte, Hamburg {??; Jnformationen des General'

n.ra"iarwutt""gegen Rechtianwalt Kurt Groinewold, Hamburg tglo;- Oie Einsc.lrränkuDg der Verteidigun-g

im Strafprozeß, Dokumentation" 2. Aufl. Hamburg 1976; Zum Ätttag der po_litirchen Stlafjustiz in der BRD,

Beiträge deutscher StratverteiAiger auf einer Veianstaltung anläßliih des51..D_eutschgn 3qqj51114a'1sr' 1f,7e;

Juristische Unterlagen "u.'-i'io"""O 
gegen RA Kurt Groeiewold, Hamburg 197?; Ausschaltung politische-r

Verteidigung, Dokümentation zu-ä"i -fnrergetichtsverfahren gegen Rechtianwälte aus dero Raume FFM,

DA u. HD, Ffm 1977.
iizi, i.x 1inden Verfahren statt gegenr Eschen, Elfferding, Ehrig,_coy, croenheit, Heinisch, Hoffmanü'
14oser, panka, neme, SctrOnäiä."i, tp"u.g".l".g, Ströbele (berlin); Groenewold, _Köhnke, Maeffert, Rogg€

iÄamUurg; ; vairg.iniher (Kiel) ; büi, öolzem-, Knöss, föcn, fopp, Oberwinder, v' Plottnitz' Riedel'
itiemmin"j, Weidöhammer'lfrJntrurtl ; M, Becker, Härdle, Kempff iüeidelberg)r Baier, (Manntreim); Held'
mano (Darmstddr) ; Arnsperger, croissonL, Nlüller, Newerla [stul.Lgar-t;; 9it-qgl"!igt (Lyg,:ft:9)],-^lil{l
Jendges, Hannover, Tön;iei (Bremen); Arnold, Bendler, Lar)gmann, Niepel' Wächtler, Wollf (Mundeni;
E. Fischer (Köln).
sy iras wirä in Ehrengerichtsverfahren freilich gern in einer an Zynismus grenzenden Weise geleugnet.

In clem Verfahren r* äie Zulassung des Ass, Düi beantwortet der EGH Ffm - 1 EGH 1/76 - die Einlassung
Düx' er ryürde zum lebenslangen Iiilfsarbeiter; verurteiltr Die Möglichkeiten einer juristischen Tätigkeit ' '
sind auch außcrhalb des Anwältsstandes heute derart vielfach, dai dieser vom ASt. vorgeiragene Gesichts'
punkt keinen Einfluß auf die Auslegung und Anwenduug der Versagungsgründe h_aben kann;. RA Gildemejel
wird vom EG München - a fC a6/75"- (S.41) belehit: ,... *ei Weit darauf legt, sich weitergehe-nden
politischen Freiheiten eines gewöhnlichen Staätsbürgers zu erhalten", der brauche ja nicht Anwalt zu

werden.
a) Vgl. die Anschuldigungsschrift gegen Heldmann *EV 32176 - sowie Die Einschränkung der Verteidigung
im Strafprozeß S. 35 ff.
5) Schreiben cler StA beim OLG Ffm, an RA Heldmann vom 28. 1, 19?6 sowie Anschuldigungssctrrift gegen
RA von Plottnitz vom 19, 2. 1976 - EV 76175 -.6) EG 10/76 und EG 5/75 verbunden mit EG 16/76.
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Verteidigungsbefugnisse,,mißbraucht", Der Verteidiger als Störer; inwieweit die-
ser Vorwurf gerechtfertigt ist, müßte eine Anaiyse der Anschuldigungsschriften,
ihrer Entgegnungen und schließlich der Ehrengerichtsurteile ergeben. Zwei Urtei-
len des Ehrengerichts Frankfurt 6), das sich die Mühe gemacht hat, an Hand der
Tonbandmitschnitte des Stammheimer Verfahrens, akribisch einige Pt'ozeßsitua-
tionen zu rekonstruiei'en, ist es zu verdanken, daß die Situation, aus der heraus
manche Verteidigungsäußerung fiel, nachvollzogen werden kann. Zwar müßte
man, wie das Gericht im Urteil gegen Rechtsanwalt von Ploitnitz richtig be-
merktT), da ,,Entgleisungen' einzelner Prozeßbeteiligter häufig nur das Ergebnis
einer langen Prozeßentwickluirg sind und nicht allein vor dem Hintergrund der
unmittelbaren Prozeßsituation gesehen rverden dürfen, ... das Verhalten aller
Prozeßbeteiiigten ab Prozeßbeginn" untersuchen und bewerten. Das ist jedoch
kaum und in diesem Rahmen schon gar nicht möglich, Dennoch soll hier ver-
sucht werden, anhand der Anschuldigungsschrift gegen von Piottnitz 8) und der
Urtelle gegen ihn und Riedel, drei strittige Prozeßsituationen des Stammheimer
Verfahrens zu rekonstruieren, um so wenigstens ein Minimum der von der Staats-
anwaltschaft so gerne ausgeblendeten Prozeßrealität zur Beurteilung der Fland-
lungsrveise des Rechtsanwalts heranzuziehen.

In der Anschuldigungsschrift gegen Plottnitz heißt es: ,,So vertrat er am 1. Ver-
handlungstaS - 21. Mai 1975 - die Auffassung, daß eine nicht unverzügliche
Zulassung der nach $ 138 a SIPO ausgeschlossenen Rechtsanwälte Dr. Croissant,
Groenewold und Stroebele als Verteidiger auf Rechtsbeugung hinauslaufe, und
verband diese Außerung mit der Empfehlung, ,einen Bunclesvrehrgeneral zum
Vorsitzenden des Gerichts zu bestellen und einige Offiziere ais Beisitzer und in
der Tat den ganzen Laden zuzumachen'."

Was war geschehen? Die Rechtsannrälte Croissant, Groenewold und Ströbele rva-
len kurz vor dem Beginn der Hauptverhandlung gemäß $A 138 a ff SIPO von der
Verteidigung ihrer Mandanten ausgeschlossen worden, Daraufhin meldeien sie
sich beim OLG-Senat als Wahlverteidiger anderer Angeklagter desselben Ver-
lahrens, ob ein Ausschluß gemäß $$ 138 a ff stPo sich nur auf die verteidigung
eines Mandanten oder aber aller Angeklagten desselben Verfahrens beziehe, vrar
zum Zeitpttnkt dieser Ausschlüsse zumindest noch strittig. So hatte sich Bundes-
justizminister Vogel e) dahin geäußert, daß ein A.usschluß sich nul arif die ver-
teidigung des Mandanten, nicht aber auf das gesamte Verfahren beziehen dürfe.
Die gleiche Rechtsansicht hatte auch die Bundesanr,yaltschaft vertleten. l0) Ersi
durch Gesetz vom 18. B. 1976 hat g 138 a StPO die Regelung erhalten, daß ein
Ausschluß das ganze Verfahren betreffe (vSl. $ 138a Abs.5 Satzl); eine weritere
Bestätigung dafür, daß die vom OLG-Senat praktizierte Auslegung zumindest
sehr zr,r,'eifelhaft r,var, Auf diese strittige Rechtslage hatte Rechtsanuralt von
Plottnitz am ersten Verhaudlttngstag hinger,viesen; das vrar der Hintergrr,rnd sei-
nel Außerung, daß die Praxis des olG-senats auf Rechtsbeugung hinauslaufe.
Dieser Hintergrund wird in der Anschuidigungsschrift sctrlicht ausgel:lendet, RA
von Plottnitz hatte außeldem gefordert, daß in einer derart strittigen Rechtsfrage
den betroffenen Rechtsanwälten gerichtiiches Gehör gewährt werde, Auch da-
von ist in der Anschuldigungsschrift hein Wort enthalten. Das Ehrengericht, das
über die genannte Anschuldigung zu nrteilen hatte, sah in den Außerungen des
Rechtsanwalts nach Analyse dieser Situation dennoch keine Standeswidrigkeit:
,,Ein Gericht, welches, wie der 2, Strafsenat des Oberiandesgerichts Siuttgart in
rechtlich jedenfalls nicht zweifelsfreier Weise in grundiegende Verteidigerrechte
7) Urteil des EG Flm. vom 12. 3. 1977 - EG 5/75 - S. 6.
B) Pie Ans,chuldigungsschrift vom 19. 2. 1976 ist enthalten inr Ausschaltung politischer Verteidigung, Fful.
1977 S. 21 ff.
e) Der Spiegel 2211975 5,8 sowie im Urteil gegen v. Plottnitz a.a.O. S. 25.
1o) a.a.O. S. 26.
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eingreift, rnuß sich nach Meinung der Kammer ,,harte Formulierungen der sich

dagegen'vvehrenden Rechtsanwälte gefallen lassen" 11).

,,Am 26, Verhandlungstag - 19, August 1975 - gab der vorsitzende unmittelbar
nach clei-Mittagspaus" "i*" Entscheidung des Senats bekannt, durch die die Ge-

genvorstellungen unter anclerem cles Rechtsanwalts von Plottnitz gegen den Be-

Jchluß, die Verhanclh-rng fortzusetzen, zurückgewiesen wurde' Anschließend be-

gründete er im einzelnen die Auffassung des Senats, daß der Fortsetzung der

Iiauptverhandlung jedenfalls an diesem Tage aus ärztlicher Sicht eine Verhand-

lungsunfähigkeit der Angeiclagten nicht entgegenstehen, Daraufhin erklärte
ReÄ'rsan-rvait vott Piottnitz, daß er sich nicht imstande sähe, unter der ,Diktion
einer Verhandlungsfähigkeit' weiter zu verhandeln, und entfernte sich kurz dar-

auf .- mit anderen Vertäidigern - eigenmächtig aus der laufenden Sitzung 12)'

Der Hintergrund dieser Anschuldigung war folgender: 13)

Seit Beginn der Hauptverhandlung hatten die Verteidiger in dem Stammheimer

Verfahren mit Anträgen darauf gedrungeu, die Verhandlungsfähigkeit der Ange-

klagten clurch Gutachter überprüfen zu lassen, Nachdem ein Gremium von Arz-
ten verschiedener Fachrichtungen mit der Begutachtung beauftragt worden war'
untelsttchten zwei Mitglieder dieses Gremiums, zwei Internisten, die Angeklag-
ten. Mit Schreiben vom 30.7.1975 teilten die Internisten mit, sie könnten noch

keile Gesamtbeurteilung abgeben, weil insbesondere das psychiatrische Gutach-

ten loch ausstehe; sie könnten aber ihren ,,Eindruck übermitteln dahingehend'
claß Verhandlungsfähigkeit bei allen vier Untersuchungsgefangenen in den näch-

sten zwei bis drei Wochen noch besteht, Wir werden uns am Montag, dem 18'

August 1975, wieder mit lhnen in Verbindung setzen." 14) Die Verteidiger hatten

auf Gruncl clieses Schreibens die Erwartung, daß die Sachverständigen am 19'

August in der Hauptverhandlung ihle Gutachten erstellen würden. Da das nicht
geschah, stellten sie den Antrag auf Unterbrechung del'Hauptverhandlung, unter
änderem mit dem Hinweis, daß sie in dem vorläufigen Gutachten angegebene

Zeitdauer abgelaufen sei. Der Senat beschloß die Fortsetzung der Hauptverhand-
lung. In der Begründung des Beschlusses erklärte der Vorsitzencle, er habe in der

Sitzungspause mit einem der Gutachter telefoniert, dieser habe ihm bestätigt'
daß in clie i1 dem vorläufigen Gutachten genannte Frist auch der 19. August mit
einzubeziehen sei, Die Verteicliger bemühten sich darauf hin, die Sachverständi-
gen in mündlicher Verhandlung zu hören und zu befr-agen' 15) Aile entsprechen-
äen Anträge wurden vom Senat unter Berufung auf die Regeln cles Freibeweises
znrückgewiesen. Daranfhin erst verließen die Verteidiger den Sitzungssaal' Ei-

nen Tag später - am 20.8.1975 - überreichten drei Gutachter einen weiteren
ZwischÄnbericht, in dem festgestellt wttrde, daß die Angeklagten nicht mehr als

drei Stunden pro Tag verhandlungsfähig seien 16), Das Ehrengericht Frankfurt
sah in dem Verhalten des Rechtsanwalts lceine Standeswidrigkeit: es könne "zu-
mindest subjektiv dem Rechtsanwalt kein Vorwurf standeswidrigen Verhaltens
gemacht werden, falls er in der Frage der Verhandlungsfähigkeit seines Mandan-
ien falsch geurteilt haben sollte, denn ein besseres Urteil ist ihm vom Gericht
selbst unmöglich gemacht worden" 17),

Rechtsanwalt von Plottnitz wurde weiterhin vorgeworfen, am 30. 9. 1975 - dem

40, Verhandlunostag - durch Zwischenrufe den Vorsitzenden dabei gestört zu

a.a.O. S, 27.
Abgedruckt in! Ausschaltung politischer Verteidigung, S-._31.

Vgl". hierzu: Die Verteidigurig-auf der Anklagebank S.105, wo das Urteil abgedruckt lst'
a.a.O. S. 106.
EG Ffm. - EG 5/75 - S. 12.
siehe Die Verteidigung auf der Anklagebank S' 108.

a.a.O. (Bl. 13 des Urteils)'
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haben, den Beschlulj des senats zu begründen, mit dem die Fortsetzung der

Hauptverhandlung gemäß $ 231 a StPO angeordnet wurde, Die Sachverständigen,

auf deren Gutachten sich der Beschluß berief, waren zu dem Ergebnis gekom;

men, daß die Angeklagten an drei Tagen in der Woche jeweils 3, rnaximal 4

stunden pro Tag verhändlungsfähig seien 18). Der Generalbundesanwalt hatte

in einer stellungnahme zu den Gutachten rlie partielle Ve-rhandlungsunfähigkeit

als ,,Verhandlungsfähigkeit ausschließenden Züstand" im Sinne des $ 231 a SIPO

gewertet, da andärnfalls die Vorschrift von Angeklagten daz* ,,mißbraucht" wer-

den könnte, ,,durch absichtliche Herbeiführung der verhandlungsunfähigkeit die

Weiterlührung des gegen ihn gerichteten Slrafverfahrens zu verhindern" 1e) 
'

Diese Stellungnah-e'sämmte vom 25.g,1975, konnte den Verteidigern also nur

einige Tage vor dem 40, verhandlungstag zugestellt worden sein. Die verteidi-

ger 
"nattei 

clie Erwartung, daß die Sachverständigen in der mündlichen Verhand-

iung ihre G*tachten ersiatten würden, so daß sie Geiegenheit hätten, ihnen Fra-

;;;r" ste11en20) . stattdessen wurde die verteidigung gleich zu Beginn des 40,

Verhandlungstages von dem o.g. Beschluß überrascht' Auch der Senat argumen-

tierte dabei - wie die Bundesanwaltschaft - mit der Notwendigkeit, "Mißb-räu--
che zu verhindern", eine partielle Verhandlungsunfähigkeit sei der in $ 231 a StPO

vorausgesetzten vollstätroig"n gleichzusetzen, denn "es könnte sonst - um ein

Extrem-Bejspiel zu nennen - selbst der nicht unter $ 231 a SIPO gezogen werden,

wer nllr.ur, äirr", Stunde in der woche verhandlungsfähig ist" 21).

An diesen Beispielen wird die Methode deutlich, mit der das Prozeßqericht inter-

pretatorische Ünslchelheiten bei der Bestimmung der sachlichen Voraussetzun-

gen seiner Entscheidungen verar-beitet: Nicht etwa, indem es einen Klärunqspro-

ieß in der Hauptverharidlung herbeiführte, sondern indem es in prozessual frag-

wür.diger weise cliese Klärung geradezu verhinderte' So war die umstrittene

RechtJtage bei den Voraussetzungen eines Ausschlusses gemäß 8$ 138 a ff SIPO

für das Gericht nicht etwa der Anlaß, den betroffenen Rechtsanwälten rechtli-

ches Gehör zu gewähren, um ihren Rechtsstandpunkt zu hören, sondern nur, das

genaue Gegeirtäil zu tun. Die nicht eindeltige Frage, ob eine partielle Velhand-

iungsunfähigkeit einer absoluten gleichgestellt werden könne, veranlaßte das Ge-

ricüt nicht, 
"die 

Sachverständigen- zu läden und i' mündlicher Verhandlung die

Entscheidung vorzubereiten, sändern im Gegenteill das Gericht zog sich i1 frag-

würdiger weise auf die Regeln des Freibeweises zurück und überl-aschte die

Vertefoigung mit seiner Enticheidung22). Flier soll nicht anaiysiert werden, ob

die einzJlneir Entscheidungen ,,juristisch richtig" waren, sondern wie juristische

Unsicherheiten verarbeitei -wuiden: nicht durch Verhandlung, sondern durch

richteriiche Gewalt, Den verteiciigern wird permanent der vorwurf gemacht, sie

mißbrauchten verfahrensbefllgnisse. Angesichts der in der Anschuldigungs-

schrift gegen Rechtsanwalt von Plottnitz genannten Beispiele liegt es nahe, den

VorwurJ ölnfach gegen Gericht (und Staatsanwaltschaft) umzukehren, was frei-

lich zu unspezifisch *är", ,rttt den skizzierten Tatbestand zu elfassen.

D ie G r enzen zulds sig ü V er te idigung

In clem spektakulärsten verfahren, dem großangelegten Strafprozeß gegen den

Rechtsanwalt Groenewold, wegen dessen ,,besonderer Bedeutung" der General-

bundesanwalt vor dem oberlandesgericht anklagt, wird Groenewold volgewof-

18) BGHSI. 26, 228.
10.t schreibetr des Generalbundesanwalts an den Vors. d. 2, stTafsenats des oLG Stuttgalt vom 25' 9' 1975'

J";;;;;it-i;,-tie iinschrankung der Verteidiguns im strafprozeß s' 56'

zof"Ec Ffm. - EC 10/?6 - S'22.
,ii Eä"rii.'4, z. strot"".ut. oä or.c Stuttgart, abgedruckt in: Die Einschränkung der verteidigung im Straf-

prozeß S.63.
iz1 nc rim. - EG 10/76 - S' 23 mit weiteren NachweiseD'
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fen, er habe den Hungerstreik der Gefangenen durch Verteidigerrundbriefe un-

terstützt, und er habe ,,durch ein Informationssystem" dafür gesorgt, ,,daß das

Seibstverständnis der l{äftlinge als Stadtgueriilas, ihre Kampfbereitschaft, ihre

Ausrichtung auf die Ziele der Gruppe und ihr Zusammengehörigkeitsgefühl un-

gebrochen üii"b" 24) . G. habe insbesondere durch Vermittlung von Anweisungen

äer Häftlinge untereinander den Hungerstreik der Angeklagten im Stammheimer
prozeß unterstützt und das Aussageverhalten durch Austausch von Informatio-
nen unter den Gefangenen und Ubermittlung von Informationen über das Verfah-
ren und Reaktionen der Außenwelt beeinfiuß1. Ztvar hatte schon früher das OLG

Stuttgart z5) konzediert, daß ,,ein Hungerstreik zur Erreichung rnilderer Haftbe-

dingungen, das Eintreten für' einen strafbarer Handlungen beschuldigten Man-

dantenln öffentlichen Veranstaltungen oder über Publikationsorgane oder Ver-
mittell von Kontakten zwischen Gefangenen . , . für sich allein iceine stlafbaren
Handlungen" darstellen. Sie seien aber ,,einbezogen in den Gesamtplan der Ver-
einigungl durch strafbare Gewaithandlungen die freiheitliche demokratische

Grundoldnung der Bunclesrepublik zu zerstören".

Abgesehen davou, daß solche Vorwürfe nur unter der Fil<tion möglich sind, die

,ogi nAr bestehe als kriminelle Vereinigung in del Haft fort, ermöglicht erst die

Konstruktion eines einheitlichen ,,revolutionären Gesamtplanes", in dem auch die

Verteidigung einbezogen wird, die Subsumtion der Verteidigerhandlungen unter

$ 129 SIGB. ünter dieser Prämisse wäre freilicn jegliche Verteidigung von Perso-

nen, die nach 0 129 SIGB angeklagt sind, ,,Unterstützung einer kl-iminellen Verei-

nigung". Zwar ist nicht zu bestreiten, daß die Verteidiger in dem Stammheimer

vJrtaüren die Angeklagten unterstützt und ihnen Beistand geieistet haben; das ist
jedoch die vornehmste Aufgabe der Verteidigung, Wenn man nicht bestimmten
"Gr.rpp"r von Beschqldigten generell das Recht auf verteidigung absprechen

will, kann man daraus schwerlich einen Volwurf machen. Staatsanwaltschaften

und Gerichte werfen den Verteidigern jedoch vor, sie hätten dulch Verteidi-
ggngshandlungen - die an sich nicht srafbar sind - eine kriminelle Vereini-
"gurr"g .rnterstützt. Der fast ausschließtich in politischen Prozessen ausgetragene

ftr"it .,* die Abgr-enzung der Verteidigung von der strafbaren Begünstigung

(heute StrafvereitÄlung nach $ 258) .- clle im Bereich Cer Organisationsdelihte

sogar als ,,Tatbeitrag'; gewertet wird - spiegelt die jeweiljge grundsätzliche

Aüfiussung vom Straiprozeß. Der Wortlaut des 0 258 deckt sich nämlich mit dem

klassischen pflichtenkatalog des Verteidigers, dessen Aufgabe es nach liberaler

Verfahrensauffassung ist, den Beschuldigten einer Bestrafung zu entziehen;

zwar soll cties nicht mit rechtswidrigen Mitteln geschehen, aber rechtswidrig

können logischerweise die Mittel nicht dadurch werden, daß der Verteidiger mit
ihnen veriucht, eine Strafe vom Beschuidigten abzuwenden, Problembewußte

Strafplozeßautoren 20) gestehen daher auch zu, daß der Verteidiger stets hart an

der irenze der Strafveieitelung operiere, Geiegentlich wird sogar jede Verteidi-
gung als,,Begünstigung im welteren Sinne" bezeichnet2T), vfenig leistet für die

äbg"r"nrtr.rg iwischen Ärlaubter und unerlaubter Begünstigung die auf den ober-

reichsanwalt Ebermayer 28) zurtickgehende Formel, der Verteidiger dürfe nicht

zur Uberführung des Beschuldigten beitragen, andererseits aber sich nicht der

Wahrheitserforschung in den Weg stellen. Geringes Grenzziehungsvermögen ha-

ben auch die verschiedenen von der Rechtsssprechung ent"wickelten Grundsätze:

der Verteidiger dürfe nicht ,,das Gericht unter Volspielung falscher Tatsachen

:: -{nklage des GBA, zit. n. Informationen zur Anklage des GBA gggen RA Groenewold S.7.
l: : LG S"tuttgart in der Haftsache Croissant vom 28. 7. 1975 a a'O S' 12'

,, -.,t1t*"i, Die Verteidigung des schuldigen Angeklagten, NJW 195-4_S. 1385; vgl. auch Henkel'
.:-::::::srechi S.154; Löwe-Rosänberg (Dünnebier) Anm. III B zu $ 138 SIPO'
:' _ r:ror!', Der Mißtrauch tler Verte-idigerrechte im eDglischen und deutschen Sirafprozeß' S,77.
: '. :::::digung und Begüustigung, DJZ 1927 Sp' 135/36'

Straf-
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bewußt irreführen",9), "den Sachverhalt zu Gunsten des Angeklagten bewußt tä-
tig .. . verdunkeln" s0), ,,eine Beweisquelle trüben", oder "die Strafverfolgung er-
schweren"at;. So unbestimmt manche dieser Typisierungen jedoch auch sein
mögen, nicht einmal solche Tätigkeiten werden den BM-Verteidigern vorgewor-
fen, sondern in erster Linie Identifikation mit den Angeklagten, die sich darin
ausdrücke, daß sie sie öffentlich ,,Genossen" genannt 32) oder in Wort und
Schrift ,der Terminologie des Linksextremismus" sich bedient oder sich selber
ais ,,Sozialist" und ,,poliiischer Verteidiger" bezeichnet hätten.33) Den Beschluß,
Rechtsanwalt Croissant von der weiteren Verteidigung im Baader-Meinhof-Ver-
fahren auszuschließen, begründete das Gericht 3a) damit, daß C. ,,diesern krimi-
nellen Personenkreis und seinen revolutionären Zieisetzungen jedenfalls nicht
negativ gegenüber gestanden habe"; seine Mandanten habe er,,rnit,Dn'und mit
Vornamen" angesprochen und sich ,,in Form und Inhalt seiner Äußerungen der
Ausdrucksweise der kriminellen Vereinigung angeglichen". Als weiteren erhebli
chen Vorwurf erachtete das Gericht, daß C. dem ,,Spiegel" ein Interview mit sei-
nen Mandanten vermittelt habe, das ,,auf die Sympathisanten-Szene zieite und
darauf abgestellt war, dort und außerhalb der Bundesrepublik Gesinnungsgenos-
sen anzusprechen und zu beeindrucken" 35) Wenig später erwirkte die Bundes-
anwaltschaft einen Haftbefehl gegen Croissant, weil er mit ,,einer Vielzahl öf-
fentlicher Veranstaltungen innerhalb und außerhalb der Bundesrepublik" ein ,,in-
ternationales Interesse an den Mitgliedern der kriminellen Vereinigungen und
ihren angeblichen politischen Zielen zu wecken" versucht habe36).Bisweilen
wurde allein aus der Form eines anwaltlichen Schreibens der Verdacht der

"Iv{itgliedschaft" oder "Unterstützung" einer kriminellen Vereinigung herge-
leitet. Rechtsanwalt Ströbele warf der Beschluß37), der ihn von der weiteren
Verteidigung ausschloß, unter anderem ein Schreiben vor, in dem er sich aus-
drücklich von dem distanziert, was man mit diesem ,,Beweisstück" belegen will:
,,Vielmehr macht Ihr Euch bis zu meinem nächsten Besuch ., , auch mal grund-
sätzliche Gedanken zur Funktion der Anwälte, Eurer Anwälte in den kommenden
Verfahren und überhaupt. Aber bitte realistische, die Anwälte als Speerspitze
der Revolution oder der RAF oder der verlängerte Arm der RAF-Genossen, die
inhaftiert sind? Wohl kaum, oder dann eben keine juristische Hilfe mehr".

Solche Argumentationsweise wird durch die außerordentlich weiten Tatbestände
der OrgEnisationsdelikte begünstigt, die, selbst schon sehr unbestimmt, von der
Rechtsprechung noch ausgeweitet werden, Nach diesen Straftatbeständen wer-
den die Angeklagten weniger als Individuen, sondern wegen ihrer Tätigkeit für
eine Organisation bestraft. Ist eine solche Organisation erst einmal kriminali-
siert, so kann jeder, auch der geringste Beitrag im Rahmen oder zum Nutzen der
Organisation als kriminell abgestempelt werden, was in den berüchtigten ,,Buch-
händler- und Druckerprozessen" 38) dazu fülr,rte, daß nicht nur Autoren, Re-
dakteure, Setzel und Buchhändler, sondern auch Druckereiboten wegen Auffor-
derung zum Hochverrat angeklagt wurden, weil sie mit sozialistischer Literatur
zu tun hatten. Oborniker 3e) schrieb damals in der ,,Justiz": ,,Die unhaltbare

,q ncst s.5, 12s.
30) Rcst. 66, 326; BGHSt. 2, 377.
31) BGHST 2, 377.
32) Beschluß des BGH zum Ausschluß des Verteidlgers Siröbele vom 20. 1. 1975, zit. n. ,,Stern" 21119?5 S,93.
33) Schreiben des GBA an das OLG Stuttgart vom 13. 12.1974, zit. D. Croissant u. a., Politische Prozesse
ohne Verteidigung? S, 22.
34) OLc Stuttgart, Beschl, v, 22, 4, 1975 - I ARs 25/75.
35) a.a.O.
3B) AG Stuttgart, Haftbefehl gegen Croissant, v. 23.6. 1975, ztt, n. Cobler, Die Gefahr geht von den Menschen
aus, Berlin 1976, S, 88,
37) Aüsschlußentscheidung des OLG Stuttgart vom 13. 5, !975, zlt. n. Rühmann, Anwaltsverfolgung . . . S. 92.
38) vgl. dazur Heine, Die Buchhändler- und Druckerprozesse vor dem RG Die Justiz II (1926/27) S.350 ff.
3e) Die Justiz Bd. IV (1928/29) S.305; Bestättgung erfuhr diese Voraussage, als C, v. Ossietzky sich 1934
darum bemühte, daß der bekannte NS-Anwalt Dr. Sack seinen Rechtsbeistand für die Entlassung aus dem
KZ übernahm, vgl, H. Walter, aus politik und zeitgeschichte B 40/69 S. 12,
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noch mehr unsere Praxis das ihrige tun, um allen feiner organisierten Naturen
die Tätigkeit als Verteidiger zu verleiden"; eine klare Wende in der Haltung der

Gerichtä gegenüber der Verteidigung brachte aber erst die berüchtigte politische

Justiz deiWeimarer Republik. 1926 führte das Reichsgericht den Begriff des ,,Or-

gans der Rechtspflege" in den Strafprozeß ein und wandte ihn erstmals auf den

Rechtsanwalt in seiner Funktion als Verteidiger an, In einem politischen Verfah'
ren schloß es den Verteidiger mit der Begründung aus' sein Verhalten sei mit
dem eines Organs der Rechtspflege unvereinbarae), rDer Senat ist in Uberein-

stimmung mit der ganz überwiegenden Mehrheit der modernen Rechtslehre der

Auffassuirg, daß der Verteidiger neben dem Gericht und der Staatsanwaltschaft
ein gleichberechtigtes organ der Rechtspflege ist, Drese Auffassung muß not-

*"näig dazu führÄn, an die Tätigkeit des Verteidigers einen strengeren Maßstab

anzulJgen, als wenn man ihn lediglich als Helfer des Angeklagten betrachten
würde.i' Daß dieser Beschluß damals auf heftige Kritik ,,der ganz überwiegenden
Mehrheit der modernen Rechtslehre" 50) stieß, hinderte die Justiz nicht daran,

Verteidiger weiterhin auszuschließen, weil sie angeblich den Anforderungen, die

an ein olgan der Rechtspflege zu stellen sind, nicht genügten. Die Hypostasie-

rung des üerteidigers zum ,,organ der Rechtspflege" hatte lediglich die Funk-
tiori, itrn den disziplinierenden Maßnahmen des Gerichts zu unterstellen, was Ob-

orniker 51) zu der Bemerkung veranlaßte, es sei ,,eine sonderbare Anerkennung
der Advokatur, wenn man mit tiefer Verbeugung ihre hohen Aufgaben aner-

kennt, um sie gleichzeitig mit Fesseln zu schlagen und unter richterliche Kon-

trolle stellen zu können". Bei der zunehmenden Infragestellung rechtsstaatlicher

Verfahrensprinzipien durch Rechtsprechung und verschiedene Notverordnun-
gen 52) verlär die Verteidigung an Rechten im Verfahren und wurde vor allem

in poiitiscfren Prozessen uttd Uei Konflikten mit dem Gericht stets in die Nähe

des ,,Spießgesellen des Verbreclsls(< - wie der damalige Oberreichsanwalt

Ebermäyer;3) es ausdrückte - gerückt. In der Disziplinierung der Verteidiger
kündigtä sich bereits die wenig später vollzogene Gleichschaltung der Anwalt-
schaft an, deren prozentuales Gegenstück die ,,Gleichrichtung der Verfahrens-

kräfte., saj darstelite. schon 1932 hatte Klee 55) gefordert, ein verteidiger solle

seine Tätigkeit ,,iin Bewußtsein voller Solidarität mit dem Gericht ausüben, dem

die Erforsähung der materiellen Wahrheit obliegt". Die Interessen des Mandan-

ten traten in den Hintergrund und nach der nationalsozialistischen ,,Machtergrei-
fung,, konnte Neubert sol schließlich verkünden: Nunmehr ist der deutsche An-
waft nicht der Vertreter einseitiger Interessen seiner Mandanten, also in Strafsa-

chen schlechthin Verteidiger, sondern er ist . . . Rechtswahrer'"

Die mit der Errichtung der Staatsanwaltschaft einst intendierte Trennung von
Anklage und urteil 5?) wurde pauschal als ,,Hemmungsapparatul" ss; abgelehnt:

,Daduich, daß wir uns vom Parteigedanken befreien, machen wir uns von dem

liberalen Verfahrensdenken der Entgegensetzung der Verfahrenskräfte ... frei
und machen damit den Weg frei, die am Verfahren Beteiligten in ihrer Bindung
an die einheitliche Verfahrensaufgabe, die Wahrheitsfindung zu sehen, und darin
dem System liberaler Entgegensetzungen eine neue Ordnung der grundsätzli-

ae) Beschluß des 4. Strafsen. vom 2. 11. 1926, JW 1926 S. 2?56; vgl, auch die Beschlüsse des 4. Strafsen'

v. 22. 5. und 5. 6. 1928, DRiZ 1928 S.470.
iq Älexander, zstw sl (1931) s. s4 ff; Alsberg, Jw 1926 S.2756r Beling, LZ 192? Sp. 518i Bendix' LZ 1927

Si 5l I I Oborniker, Die Justiz Bd. IV (1928/29) S' 229'
E1) a.a,O.
62) vgl. dazu I. Müller, KJ 1/1977 S. 13/14.
6s) DJZ 1927 Sp. 136.
ull Henkel, Di; Gestalt des künftigen Strafverfahrens, DJZ 1935 Sp' 531'
65) Verteidigermißbrauch DJZ 1532 Sp. 1470'
roj Der Verieidiger, in: Gürtner (Hrsg.1 Das kommende deutsche Strafverfahren (1937) S.255.
szj So in preune"n im Jahr 1849, vql. öünther, Staatsanwaltschaft, Kind der Re_volutiol,_Ffm. 1973.

rej E*ner, Richter, Staatsan*uit u-rd Beschuldigter im Sirafprozeß des neuen Staates ZSIW 54 (1935) S, 1.
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chen Gleichrichtung der Verfahrenskräfte gegenüberzustellen" ro;. Die Rolle des

Verteidigers bei der ,,Gemeinschaftsaufgabe des Strafverfahrens" sollte ,,nicht
die der Gegnerschaft und des Kampfes, sondern Ergänzung und Zusammenar-
beit" seinoo;. Henkel beschrieb damals das Prozeßmodellr ,,Gericht, Staatsan-
waltschaft und Verteidigung bilden einen Dreiklang von Verfahrenseinrichtun-
gen, die in der Aufgabe der Verwirklichung des Rechts geeint titt4c' 61) ; und
Sack 62) fand die zeitgemäßere Metapher: ,Richter, Staatsanwalt und Verteidi-
gung solien Kameraden einer Rechtsfront, sollen gemeinsame Kämpfer um die
Erhaltung des Rechts sein . .. Die Gleichschaltung ihrer Aufgaben muß ihre
praktische Zusammenarbeit und Kameradschaft verbürgen". Gleichberechtigt
waren diese l(ameraden freilich nicht, denn der Verteidiger hatte sich auf ,,Hilfs-
tätiqkeiten für das Gericht" 63) zu beschränken und durfte nicht eingreifen,
,,wenn Richter und Staatsanwalt ihrer Aufgabe mit Vollendung nachkom'
men" 64). So war es schließlich nicht verwunderlich, daß Henkel die Frage auf-
warf, ,,ob im Strafverfahren überhaupt ein weiteres Organ, der Verteidiger, not-
wendig oder auch nur sachdienlich" 6s) sei. Von dieser autoritären Prozeßauf-
fassung hat die herrschende Lehre auch nach dem zweiten Weltkrieg nicht wirk-
lich zum liberalen Prozeßmodell zurückgefunden, So ist heute noch durchgängige
Auffassung, daß der Verteidiger ,,auch Glied einer zur Erforschung der objekti-
ven Wahrheit bestimmten Einrichtunn" 001 sei und ,,auch irgendwie als Mitglied
der Rechtspflege" 6z; angesehen werden müsse. Nach wie vor wird der Verteidi-
ger der ,,Sphäre des Helfers seines Richters" 68) zugerechnet, da er zwar ,,nicht
gerichtsverfassungsmäßig, wohl aber ideologisch Anwalt des Staates, Abteilung
Justiz" sei, vor allem im Strafprozeß, denn ,,hier herrscht die Einheit des rechts-
wissenschaftlichen Arbeitszieies". 6e)

Eine solche Einordnung des Verteidigers im Strafverfahren würde ihn zu solidar-
ischer Zusammenarbeit mit den staatlichen Organen verpflichten und die bereits
oben zitierte Reichsgerichtsentscheidung vom 2.12,192670) erlegte dem Vertei-
diger als ,,Or-gan der Rechtspflege" konsequenterweise die Pflicht zur unbefan-
genenr objektiv juristischen (!) Beurteilung der Sachlage" auf. Ensprechend eng
wird heute zum Teil in der Literatur der Freiraum der Verteidigung eingegrenzt,
Nach Ackermann 71) verwirklicht schon den objektiven Tatbestand der Straf-
vereitelung (Begünstigung), wer einen ,,schuldigen" Angeklagten verieidigt; Luk-
anow 72) sieht die Stlafvereitelung bereits bei ,Mißbrauch des Antragsrechts"
und ,,Mißbrauchs des Plädierrechts mittels Suggestivwirkung" gegeben, da ,,der
zumindest bedingt gewollte Erfolg jeweils die Störung und Hinderung der
Rechtspflege zum Zweck der Begünstigung des Angeklagten" sei,

Wenn auch die Staatsanwaltschaft bisiang nicht so weit gegangen ist, angenom-
mene Uberschreitungen formaL garantierter Verteidigerbefugnisse als Strafverei-
telung, oder gar im Rahmen der Organisationsdelikte als ,,Tatbeitrag" zu diesen
anzuklagen, so war doch die Drohung damit Teil ihrer ,,offensiven Information
der 'O-ffentlichkeit" 73) über Angeklagte und Verteidiger in ,,Anarchistenprozes-
5s)
60)
01)

02)

03)
d1)

65)

Henkel, DJZ 1935 Sp.531.
Nr. 120 der Richtlinien für das Strafverfahren in der damals gültigen Fassung
a.a.O. (Fn. 59),
Der Verteidiger und der neue Staat, Berlin 1935 S,106.
Neubert a.a.O, (Fn. 56).
Nickol, Wesen und crenzen der Verteidigung, (1931) S.24.
Henkel a.a.O. Fn. 59,
Lukanow a.a,O. (Fn.27) 5.22,
Anschütz, Die Entziehung der Verteidigerbefugnls, Heidelberg 1959 S,58.
Brumby, Rechtsanwalt - Anwalt des Staates, JR 1964 S. 374,
a.a.O.
JW 1926 S.2756.
NJW 19s4 S. 1385.

72) a.a.O. (Fn, 27) S. 108.
73) so GBA Buback laut FAZ vom 25,2, L975.

60)
67)
68)

0e)
?0)
71].
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von Behörden und Gerichten als gesetzwidriges Mittel bei Aufrechterhaltung ei'
ner kriminellen Vereinigung genannt wird, ... Die Taktik der BM-Verteidiger
geht dahin, den Rechtsstaat formal zu Gunsten der Beschuldigten zu mißbrau-
chen, und zwar mit dem Ziel, den Prozeß platzen zu lassen oder ihn zu einem po-

litischen umzufunktionieren"; die Stuttgarter Zeitung 8s) pflichtete bei:,'Einige
Verteidiger werden alles daran setzen, das Verfahren ins politische Fahrwasser
zu steuern und aus ihm einen politischen Prozeß zu machen*.

Die Außerungen Prominenter im Bundestag, der Presse und del Bundesanwalt-
schalt belegen ebenso wie die Polarisierung im Stammheimer Verfahren, in wel-
chem Maße der von Alsberg 8e) beobachtete ,,Gegensatz der Weltanschauungen'
der im Zivilprozeß nur selten eine Rolle spielt, ,.. gerade im Strafprozeß Ab'
gründe auf (reißt), über die hinüber nur schwer eine Einigung, ja auch nur ein
Verstehen möglich ist". Sie zeigen darüber hinaus das Phänomen politischer
Strafprozesse, daß die Verteidigung aus der ldentifikation mit dem Angeklagten
weit eher ein Vorwurf gemacht wird, als in anderen Verfahren, andererseits sie
aber, selbst wenn sie auf Distanz noch so großen Wert legt, schnell mit der mut-
maßlichen Tat identifiziert und zum ,,Komplizen" gestempelt wird. ,,Der Anwalt
mag seine strikt kaufmännische Dienstleistung vom politischen Anliegen des An-
geklagten noch so sorgsam und umsichtig abgrenzen; es braucht nicht zu hin-
dern, daß in der Offentlichkeit das eine mit dem anderen gleichgesetzt wird" e0,

Kirchenheimer zitiert in diesem Zusammenhang eine Umfrage der juristischen Fa-
kultät der Universität Pittsburgh aus dem Jahre 1959, nach der 92 0/o der befrag-
ten Studenten der Meinung waren, daß das Publikum den Anwalt in politischen
Strafsachen mit der Schuld des Angeklagten identifiziere. Fast 50 0/o erklärten, sie
würden in solchen Fällen eine Verteidigung nicht übernehmen und vier Fünftel
von ihnen nannte als Grund dafür die Angst vor der öffentlichen Meinung e1).

So wichtig auch für eine engagierte und hilfreiche Strafverteidigung die ldentifi-
kation des Verteidigers mit seinem angeklagten Mandanten ist, Grundvorausset-
zung für die Verteidigertätigkeit bleibt, daß der Verteidiger nicht mit dem An-
geklagten oder womöglich seiner Tat identifiziert wird, Da der Verteidiger mit
dem Eintreten für den Beschuldigten nicht nur eine ,,justizstrukturelle" e2), son-
dern auch eine staatspolitische Aufgabe erfüIlt, - Dahs es) spricht von Verteidi-
gung als ,Kampf um die Rechte des Beschuldigten im Widerstreit mit den Orga-
nen des Staates, die dem Auftrag zur Verfolgung von Straftaten zu genügen ha-
fgp(' - hat der Verteidiger einen Anspruch darauf, daß ihm dieses Engagement
nicht persönlich zugerechnet wird. Zu Recht warnt Quacknn), ut "sollte nicht
verkannt werden, welchen Gefahren die Rechtsstaatlichkeit ausgesetzt ist, wenn
dem linksradikalen Anwalt unterstellt wird, die Identifizierung mit der Ideologie
des Täters sei auch die mit seiner Tat." Nahezu alle im Gefolge von Verteidigun-
gen eingeleiteten Ehrengerichtsverfahren zeigen die schon früher von Seebo-
de e5) festgestellte Tendenz, daß ,,einseitig das Gebot und die Notwendigkeit der
Unabhängigkeit des Rechtsanwalts von seinem Auftraggeber betont, seine Unab'
hängigkeit vom Prozeßgericht aber . .. außer Acht" gelassen wird, Eine Tendenz,
die deutlich die liberale Tradition hinter sich läßt, die den Verteidigern in Straf-
sachen zur Auflage macht, einseitig für den Beschuldigten einzutreten: ,,Gerade
indem er das tut, dient er der Wahrheitserforschung" e6). Wenn Ernst Müller-
88)
8e)

vom 20.5. 1975,
a.a.O. (Fn. 40) S. 9.
Kirchheimer, Politische Justlz S. 371.
siehe audr: University of Pittsburgh Law Review, Jg. 20 S. 725 ff.
Ad. Arndt, NJW 1963 S.2147,

00)
81)

02)

03) Handbuch S. 5
NJW 1975 S. 1338/39,
NJW 1972 S.2259.
von Liszt, DJZ 1901 Sp.180.
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Meiningen jun'n') ,,zwischen Schutz des Klienten und Wahrung des Rechts"

den,,anwaltlichenBerufskonflikt..Sieht,sodemonstriertdiesgenausodenNie-
dergangliberalernecirtsauttassungimGefolgedesStammheimerVerfahrens,
wie die Tatsache, daß Gronewold in den Berufsverbotsverfahren gegen ihn vor-

geworfen wurde, ", 
iur" geäußert: ,Das Interesse der Justiz zu unterstützen

kann nicht Sache des Anwätts sein, sondern Sache des Anwalts ist es' die Ent-

scheidungsfreiheit des Gefangenen gegenüber Repressionen der Justiz abzusi-

chern,,e8), Den mit der Vielzail der Verlahr"r, g"g"tt politisch engagierte Anwäl-

te einhergehenden Verlust an Liberalität konsiat-iert Wiethölter s0) mit den tref'

fenden Worten: pie alte angst d.er obrigkeit, Rechtsanwälte wüßten das ,Volk''

zu ,überreden,, hielten Kontikte zu ihm, setzt sich sublimer fort in der Art, wie

statt des parteiverrats äie Parteinahme sich als Standesverbrechen Nr' 1 einge-

schmuggelt".

Zw eistul ig es P r oze ßr echt

,,Besteht die Gefahr, daß Beschuldigte die ihnen größte verteidigttngsmöglich-

kejten einräumenden Verfahrensregelungen und VÄrteidiger die ihnen gesetzlich

zugestandene verfahrensprivilegien bis zur völligen Funktionsunfähigkeit der

Justiz mißbrauchen, so isi der Gäsetzgeber - das ist die Quintessenz der verfass-

sur,gsrichte,lichen Uberlegungen - nicht nur belechtigt, sondern sogal ver-

pflichtet, diesen Mißbraucf, rur aie Zukunft durch eine rechtsstaatlich vertretba-

re Beschränkung der verfahrensbefugnisse von Beschutdigten und verteidigern

vorzubeugen.., Mit diesen Worten resümiert Generalbundesanwalt a.D. Mar-

tin100)dieRechtssprechungvonBGHundBund.esverfassungsgerichtzuden
Verteidigungsrestriktion"r, äu, Ergänzungsgesetzes zu* I' StVRG101)' In der

Tat war in Bundestagsdebatten "rrri 
Stu-*heimer Verfahrenl02), Begründungen

zu sämtlichen ,,Antiherror-Gesetz"-Entwürfen 
10s) und der Presseberichterstat-

tung zu den Anarchirt"rrpro"",,en der ,'Mißbrauch der Verteidigerrechte" das

beherrschende Thema, In Liner Reihe von Standesverfahren gegen Rechtsanwälte

wegenVerteidigungstätigkeitundAusschlußentscheidungenvonderweiteren
Strafverteidigung wird dän Verteidigern ,,Mißbrauch ihrer Verteidigungsrechte"

vorgeworfen ,rrrd ,rr* Anlaß strafprozessualer und standesrechtlicher sanktionen

gemacht. In einem Beschluß ,,von weittragender Bedeutung" 104) hat das Kam-

mergericht 105) sogar für alle Prozeßhandlungen zur Voraussetzung gemacht,

daß der mit ihnen verfolgte Zweck nicht ,,vom Zweck des Strafverfahrens" ab-

weiche. Es stetlt dazu fest: ,,Der Grundsatz, daß Rechte nicht mißbraucht werden

dürfen, beherrscht das gesamte Rechtsleben. Im Rahmen des strafverfahrens-

rechts hat er im g 241 Ab;, i StPo noch ausdrücklich seinen Niederschlag gefun-

den.,. Der ehemalige Generalbundesanwalt Buback toa; wollte sogar noch weit'

reichendere Sanktionen an den ,,Mißbrauch" knüpfen: "Die Frage ist doch: gilt

der Grundsatz des fairen Prozesses, den sie angesprochen haben, auch dann,

wenn ein verteidiger seine vorlechte mißbraucht hat, wenn der Mandant davon

gewußt oder ihn sogar angestiftet hat? Ich bin der Meinung: nein"'

Der Bund.esrat hatte dementsprechend vorgeschlagen, den nicht näher konkreti-

sierten und zugestandenermaiJen nicht nähär konkretisierbaren "Mißbrauch" 
det

da Stiaaeut*he zeitunq vom t8. t0. 19?3.
g8i zit. n. Rühmann, Anwaltsverfolgung ' . ' S' 57'

flb";i3"äi:iiJlt'": Ji3'r,r" durch das cesetz zur Ersänzuns des t . stVRG vom 20. tz. r ers in der Recht'

sprechung des Bunaesger'iciLf,oi"i rnO Ou. ButO".t."rüränlgtg*iiltt", in: Festschrift für Dreher (19771

s. 647 ff, 665/66.
101) BCBI. I s.366.
rozi vgt. die Debatte vom 13. März 19?5 BT-Prot' VII S' t0731 ft'
roai ni-ni". itziza, ttzssa,712989t 7/3649;7I5267r 7I5907t 81323'

rori f. p"turt, Anm. zu dem Beschl, d. KG v. 10.5. 19?1 (JR 1971 S' 338)'

105) KG a.a.O.
tool Interview mit der lllustrierten ,,Stern' vom 5' 6' 1975'
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verteidigerstellung sogar zum gesetzlichen Tatbestand zu erheben. von der wel'
teren Verteidigung soilte nicht nur ausgeschlossen werden, wer ,,mit rechtswi'

drigen Mitteln die geordnete Durchführung der Hauptverhandlung absichtlich

unä gröUlictr stört" i?), bei der Anrufung des Vermittlungsausschusseslos) wa'
ren aus den ,,techtswidrigen" schon ,,rechtsmißbräuchliche" Mittel geworden'

Nach den Entwürfen ,r:. 
"ittut 

,,Beschleunigungsnovelleß 10e) können der Vertei'
digung Antrags-, Frage- und Erklärungsrechte entzogen werden, wenn sie ,,zu

sa-cfrfÄmOen Zwecken" oder einer ,,Verzögerung des Verfahrens mißbraucht"

werden. 110)

Das Gegenstück zum Vorwurf ,,mißbräuchlicher" Ausübung gesetzlich galantiel-

ter Verieidigungsrechte bilden die Verstöße der Gerichte und Strafverfolgungs-

behörden g"gu" geschriebenes Recht. Auch sie sind Elemente eines ,,zweistufi-
gen Prozei'r"-.htr;, das gleichermaßen der Verteidigung Erlaubtes verbietet, wie
es der Justiz Verbotenäs erlaubt. Seifert 111) hat in ähnlichem Zusammenhang

treffend von ,,Grauzonen des Rechtsstaates" gesprochen, in denen die Grenzen

zwischen Verbotenem und Erlaubtem sich verflüssigen. Auf eine lange Tradition
kann bereits die Praxis der Rechtsprechung zurückblicken, ,,schützende Formen"
(Zachariae) aufzuweichen. Grünwald 112) beschreibt plastisch den Mechanismus,

mit dessen Hilfe Formvorschriften zu Gunsten des Beschuldigten zu ,,bloßen Ord-

nungsvorschriften", die keine zwingende Beachtung erfordern, degradiert wer-

den. Aut eine zumindest extreme Auslegung hatten der 2. Strafsenat des Ober-

landesgerichts Stuttgart und der 3. Strafsenat des BGH mehrere Beschlüsse ge'

stützt, äi" d"tt angeblich standeswidrigen Widerspruch der Verteidigung heraus'

forderten, Die Konstruktion, daß eingeschränkt verhandlungsfähigen Angeklag-
ten, die kurzerhand zu verhandlungsunfähigen umdefinielt wurden, die Schuld an

ihrer ,,Verhandlungsunfähigkeit" dergestalt angelastet wurde, daß sie verant-
wortliih gemacht wurden für die Haftbedingungen, die ausweislich des medizi-

nischen iachverständigengutachtens für die Einschränkung der Verhandlungs-

fähigkeit ursächlich *a]"n, stellte eine doppelte Uberdehnung des Wortlauts von
g23l a StpO n.F. dar113). Nur schwer mit dem Gesetz vereinbar war auch die

Äuslegung des $ 138 a St'pO durch das OLG Stuttgart, daß ein von der Verteidi-
g,rttg äitt"'t Angeklagten ausgeschlossener Verteidiger vom gesamten Verfahren
äusjeschlossen sei 114). Dem Abschneiden des rechtlichen Gehörs - die ausge-

schlässenen Verteidiger durrften sich zu der genannten Auslegung nicht äußern

- trug das Ehrengericht Frankfurt sogar dadurch Rechnung, daß es dem wegen

angebiich standeswidrigen Protests gegen diesen Beschluß angeschuldigten

Reähtsanwalt zubilligte, daß er ,,wegien der exponierten Auffassungen des zwei-

ten Strafsenats, insbesondere zur Frage des rechtlichen Gehörs, subjektiv der

Meinung sein konnte, hier werde in unerträglicher, wenn nicht gar unzulässigel

weise in aie stettung des verteidigers im strafprozeß eingegriffen(' 115),

Offen gesetzeswidrig handelten Bundesregierung und Bundesjustizministerium'

die uni-er Verletzung der Strafvorschrift des $ 353 d SIGB verschiedene Akten-

stücke veröffentlichi hatt".t, In der von der Bundesregierung herausgegebenen

"Dokumentation über die Tätigkeit anarchistischer Gewalttäter" waren Teile der

irmitlungsakten im Stammheimer Verfahren bereits vor Prozeßbeginn veröffent-

licht worden, und im August 1976 hat das Bundesjustizministerium sechs auser-

BT Drs. 7/3649 S.3.
BT Drs. 7/5267 S. tl""ärlii 'öil.'7sor5z 

6ntwuri des Bundesrates) ; BT Drs. 8/323 (Entwurl der CDU/CSU-Fraktion) sowle de!
107)
108)
10s)
Referentenentwurf des BMJ
110)
1r1)
112)
113)
u1)
116)

vgl. $ 238 Abs. I des CDU/CSU-Entwurfs'
vorgänge 211977 5.3 ft.
coG"fri." Iür den 50. Deutschen Juristentag, Verh. des 50' DJT C 6l/62'
Beschl, d. BGH v' 22. 10. 1975' BGHST 26, 228.

zii. im Urteil des EG Ffm. - EG 5/?5 -S'25126,EG Ffm, a,a.O' S. 26/27'
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wählten Journalisten die Anklageschrift gegen Rechtsanwalt Groenewold ,,zut
Unterrichtung" ausgehändigt. Die Veröffentlichung der Stammheimer Akten
schien der Staatsanwaltschaft Bonn wegen ,,Notstands" gerechtfertigtll0), Das

Bundesjustizministerium rechtfertigte seinen Schritt in einem Schriftsatz an das

Verwaltungsgericht 6.;6 rrz) damit, daß ,,der Gesichtspunkt des überwiegenden
Interesses der Rechtspflege das Vorgehen des Bundesjustizministeriums" erfor-
dert habe, In einer Kontroverse mit der Illustrierten ,,Stern" fragte der Bundesjtt-
stizminister rrel schließlich ganz unbefangen: ,,Was ist daran beanstandenswert?
Soll der Staat planmäßigen Angriffen noch nicht einmal auf diese Weise vorbeu-
gen dürfen?" Diese Selbstverständlichkeit bei der Mißachtung formaler Schutz-

vorschriften offenbart, in welch bestürzendem Ausmaß die Aufspaltung in Lega-

lität und Legitimität bei uns bereits staatliche Verhaltensweisen beherrscht' Das

vorgeblich zum Schutze des Rechtsstaates vorgenommene Splitting in ,,all das
juristische Beiwerk" lre1 formallegalen Prozeßrechts und eine höhere Legitima-
tion erweist aufs ,,Neue die Schwäche des deutschen Rechtsstaatsbegriffs, der im
Gegensatz zur ,,16galit6 constitionelle" und der ,,tule of law", die sie notwen-
diqe Ubereinstimmung jeglichen Regierungs- oder Verwaltungsaktes mit den Ge-

setzen des jeweiligen Staates kennzeichnen, l20) für jederzeitigen Rechtsbruch
die Eingriffsgrundlage liefertl2l), Gegen die zur jeweiligen Beliebigkeit verfüg-
bare Aufspaltung des Prozeßrechts ist darauf zu beharren, daß die Legitimität
exekutiven und justiziellen Handelns allein in ihrer Legalität bestehen kann.
Eine durch Formeln wie ,,mißbräuchliche Rechtsausübung" und ,,überwiegendes
Interesse der Rechtspflege" oder gar ,,übergesetzlicher Notstand" konstituierte
zweistufige Prozeßordnung verschiebt nicht nur in verfassungsrechtlich unzuläs-
siger Weise die Gewichte im Strafprozeß, sondern verstößt, da mit ihr die Rechts-

sicherheit des Betroffenen ,,unvermeidlich der kasuistischen Rechtskonkretisie-
rung anheimgegeben wildß 122) auch gegen den rechtsstaatlichen Grundsatz,

,,daß die von ihr Betroffenen die Rechtslage erkennen und ihr Verhalten danach
einrichten können"123) . Die Aufspaltung der Prozeßordnung bedeutet Verlust
cler gerade im Prozeßrecht unabdingbaren Rechtssicherheit und ,,Rechtsunsicher-
ireit in Sachen des Prozeßrechts, das greift schon an die Wurzeln des Rechts-
5l66fs(' 124).

Vertrauen Iür den Staatssnwalt

Schon durch eine Vielzahl von Gesetzesänderungen ist in jüngster Zeit die Ge'
wichtsverteilung im Strafprozeß zu Lasten des Angeklagten erheblich verändert
worden; potenziert wird diese Veränderung noctr durch eine Prozeßführung' wie
d.ie des 2. Stuttgarter Strafsenats und eine Reihe von Verfahren gegen Anwälte
wegen des Einsatzes für ihre Mandanten, Getragen sind sowohl die Strafprozeß-
gesetzgebung als auch ihre Umsetzung durch die mit politischen Verfahren be-
faßten Gerichte von einem Strafprozeßbevrußtsein, das ,,im Zuge der Wahrheits'
erforschung (die) Verletzung der Unschuldsvermutung" für ,,unvermeidlich" 125)

hält, der Auffassung ist, daß ,,eine wirkliche Waffengleichheit . . . mit unserer Vet-

11s) zit, n. Schily, Antrag auf Einstellung des Verfahrens in Stammheim, in: Croissant u. a., Politische Pro-
zesse ohne Verteidigung? S,70.
11?) vom 12. Januailgt? in der Verwaltungsstreitsache cronewold ./. BRD - Az.: 8K3327176, abgedr. in:
Juristische Unterlagen zum Prozeß gegen RA Groenewold S. 124 ft, (127\.
118) Vogel, Von welchem Land ist hier eigentlich die Rede? ,,Stern' B/1977 S.9'
11e) so der damalige Abgeordnete Carstens/Fehmarn, BT Prot. VII S. 8958 ff.
120i Kirchheimer, iegatilat und Legitimität, in ders.: Politische Herrschaft (196?) S.9 sowie ders. Uber den
Rechtsstaat (1932) a.a.O, S, 122.
121) vgl. zu äie"em Komplex: Ridder, Die soziale Ordnung des crundgesetzes, Opladen 1975 S, 144 ff; Preuß,
fegatiiat und Pluralismus, Ffm. 1973 S. 1? ffr Seifert, Rechtistaat mit Grauzonen, vorgänge 211977 S,3If.
122) Denninger, Freiheitsordnung - Wertordnung - Pflichtordnung, JZ 1975 S.549.
128) BVerfGE 21,79 !gl, auch BVerfGE 20, 158t 21,261t 27' 8.
121) W. Hill, Recht und Terrorismus, vorgänge 2/1976 S.35.
125) Sax, KMR Einl, Nr. 9.
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fahrensstruktur nicht zu vereinbalen" 126) sei und den ,,Gesichtspunkt ,der
waffengleichheit' im strafprozeß . . . völlig fehl am Platz" 122) erachtet, Die in
der Prozeßlehre vorherrschende Auffassung, daß ,,das ängstliche Bemühen um

eine uneingescluänkte Wahrung dieser Freiheitsrechte im prozessualen Bereich
zu einer verkrampften, doktrinär übersteigerten Betonung dieser Rechte fährt
und dadurch das Zustandekommen und Funktionieren einer zweckmäßigen Ver-
fahrensregelung z1). sachgerechter Strafrechtspflege behindert oder gar

lähmt", rzzal räumt der Staatsanwaltschaft als Inhaberin eines ,,Gesetzeswäch-
teramts" 128) einen kaum zu erschütternden Vertrauensvorschuß ein. In der Be-

gründung der Bundesregierung zum 1, STVRG 12e) wurde die Einschaltung des

öerichts im Vorverfahren als Ausdruck eines gewissen Mißtrauens" gegenüber

clem Amt des Staatsanwaltes bezeichnet: ,,Dieses Mißtrauen ist jedenfalls heute
nicht mehr gerechtfertigt". Im Vertrauen darauf, daß ihr damit zum Ausdruck ge-

brachtes Vertrauen von der Justiz geteilt wird, führt sie aus: ,,Dem heutigen
Verständnis von behördlichen Maßnahmen erscheint es auch aus rechtsstaat-
licher Sichtunbedenklich, einer Behörde grundsätzlich diejenigen Befugnisse zu

geben, deren sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedarf, sofern sichergestellt ist,
äaß die Anr,vendung dieser Befugnis richterlicher Kontrolle unterliegt" 130).

Die ,,gegenwärtig verbreitete Tendenz, rechtsstaatliche Sicherungen, clie die Effi-
zienz staatlichen Handelns hemmen, unter Berufung auf die Vertrauenswürdig-
keit der Funktionsträger für unnötig zu erkläIen", zeigt - wie Grünwald dar-
legt 131) 

- eine grundsätzliche Verkennung wesentlicher Funktionszusammen-
hänge des Rechtsstaats. Sie rekrutiert auf Prozeß- und Staatsvorstellungen, die
im. ,,Dritten Reich" als ,,machtstaatlich" oder ,,autoritär" bezeichnet wurden,
Henkel rügte damals, daß im liberalen Staat "Mißtrauen 

gegen die Unparteiiich-
keit des Staatsanwalts großgezogen" wurde, für Schwarz 132) war es ,,unbegrün-
detes Mißtrauen gegenliber dem Staatsanwalt, wenn nach $ 205 es dem Gericht
vorbehalten wird, die vorläufige Einstellung des Verfahrens zu beschließen"'
Grau 13s) sah in ,,der frilheren Regelung der (gerichtlichen) Zuständigkeit allein
nach bestimmten Straftatbeständen ,.. Mißtrauen gegenüber cler Staatsanwalt-
schaft". Freisler 134) witterte ,,Mißtrauen" gar überall dort, wo das Gesetz
staatsanwaltliche Entscheidungen "der Kontrolle und Korrektur durch die Ge-

richte" unterstellte. Sogar im Grundsatz ,,nulla poena sine lege" 135) sah man

das ,,ganze Mißtrauen des Liberalismus gegen den Machtstaat", denn: ,,Wir müs-
sen uns von dem Gedanken abwenden, der Staat bedürfe einer von Mißtrauen er-
füllten Uberwachung aller Handlungen seiner Organe" tso;. Solch machtstaatli-
che Argumentation stellte jeden, der auf magna charta-Rechten beharrte, untel
den Verdacht, Volksfeind. zu sein, denn ,,ein Galantiebedürfnis gegenüber dem

weisungsgebundenen Staatsanwalt wäre ein Mißtrauen gegen die Volksführung
selbst" raz;. Eine Wiederaufnahme solcher Argumentationsschemata brächte je-
den, cler auf rechtsstaatlichen Sicherungen beharrt, in peinlichen Verdacht; die
Tageszeitung ,Die \Melt" r8s) bezeichnet bereits ,,radikale Demokraten, die ei-

t*f f"t*n"*, Strafprozeßrecht, 12. Aufl. S. 55,
127) Eb. Schmidt, Deutsches Strafprozeßrecht (196?) S. 42.
12?a) $6a, Grundsätze der Strafrechtspflege, in: Die Grundrechte Bd iI/2 S. 970.
128) vql. Zipf, Strafprozeßrecht S,43; BGHZ 20, 180i Kern-Roxin, a.a.O. S. 46 Eb. Schmidt Lehrkommentar I
Rcln . 95/96.

BT-Drs. 7/551 S. 38.
a.a.O. (Fn, 129).

12e)
130)
131) cutachten a.a.O, C 35.
rszl Der nationalsozialistische Strafprozeß, in: H. Frank (Hrsg,) Nat. soz. Handbuch für Recht u. Gesctz-
gebung (1937) S. 1472.
133) Bericht der amtlichen Strafprozeßkommission (1938) S. 18 ff.
13a) Der Wandel der politischen Grundanschauung in Deutschland, DtJ 1935 S, 1252.
135) Rauch, Die klassische Strafrechtslehre in ihrer politischen Bedeutung (1936) S. 33.
136) cürtner, Uber Strafprozeßreform, DtJ 1934 S. 721.
137) Freisler a,a.O. (Fn. 1341 5.1252.
138) vom 28.7,1971.
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nis begründet ist, er werde als Rechtsanwalt die verfassungsmäßige ordnung. ,.. .

gefänäen" widersetzten sich Sprecher sämtlicher Bundestagsfraktionen laa)'

Übereinstimmend betonten sie, diese politische Klausel hätte ,'etwas sehr Ge-

fährliches und Bedenkliches" (wagner, SPD), "politische Klauseln (hätten) immer

eiwas Cefanriiches" (Dittrich, CDU/CSU) und der Abgeordnete Dittrich formu-

lierte die einmütige arritu.tnttg des Parlaments: ,,\rVir halten diese politische

Klausel mit dem Grundsatz dei freien Advokatur für unvereinbar"' Friedlän-

der 145) sah mit einer solchen Klausel gar ,,das Ende der freien Advokatur" ge'

kommen, Einen Kompromiß zwischen Bundestag und Bundesrat stellt die heutige

Formulierung des $ 7 Nr. 6 BRAO 146) dar. Hans Dahs raz; sieht darin einen Er'

folg: ,,Im parlamentarischen Kampf um die sogenannte politische Klausel hat die

An.lualtschaft auch die letzte Anerkennung ihrer absoluten Freiheit vom staat in

der Bestimmung des 0 7 Nr, 6 BRAO durchgesetzt. Hiernach verwirkt der Rechts-

anwalt seine Zulassung nur dann, wenn er ,,die demokratische Grundordnung in

strafbarer Weise bekämPft",

Bei solcher Interpretation scheint die politische Klausel einen Erfolg der Anwalt-
schaft im Ringen um ihre unabhängigkeit zu signalisieren, die ihr bereits in der

Reichsrechtsanwaltsordnung vom 1r7.l87}1a8) garantiert, die aber dennoch vie-

len Anfechtungen ausgesetzt war, Die Rechtsprechungspraxis des Reichsgerichts

zum Verteidigerausscirluß und die parallel dazu laufende Rechtsprechung der

Ehrengerichtsirote zur Zeit der Weimarer Republik offenbarte, wie wenig sich

die Justiz nach der ,,Freigabe der Rechtsanwaltschaft" daran gewöhnt hatte, daß

der Rechtsanwalt nicht mehr wie einst ,,Hof- und Assistenzrat" und als solcher

Hilfsarbeiter des Gerichts war, sondern wirtschaftlich und der Funktion nach ei-

nen freien Beruf ausübte. In der Folgezeit versuchten die Gerichte zunehmend,

den Rechtsanwalt - 
jedenfalls disziplinarisch - in die Nähe des Berufsbeam-

tentums zu rücken, *olui sie mehrfach betonten, daß er zwar ,,nicht Staatsbeam-

ter" sei, aber doch eine ,,stellung öffentlich-rechtlicher Natur" raol innehabe' In
dieser Disziplinierung der RechtsanwäIte, vorab in ihrer Funktion als Verteidiger
in Strafsachen, kündigte sich bereits die im "Dritten Reich" vollzogene Gleich-

schaltung der Anwaltichaft an, deren prozessuales Gegenstück die ,'Gleichrich-
tung der"Verfahrenskräfte" darstellte, Schon bald nach Erlaß des ,,Gesetzes über

die Zulassung zur Anwaltschaft" 150)r eine der ersten justizpolitischen Maßnah-

men des NS-Regimes, konnte das Reichsgedcht 151) damals feststellen: "Die
freie Betätigungsmöglichkeit, die dem Grundsatz der Gewerbefreiheit entspricht'
(ist) aufgehäbei, (de'r1 Rechtsanwalt zu einem Amtsträger geworden". Wie auch

i**", äer Rechtsanwalt in der Folgezeit genannt wurde, ob ,,Diener am

Recht", 152) ,,Institut des öffentlichen Rechts", ,,Rechtsfindungsorgan" 153) odel

nur ,,organ der Rechtspflege", solche Bezeichnungen hatten stets die Funktion,

in auf die ,,solidarischen Tugenden der Pflichtentreue, des Gehorsams und der

Zuverlässigkeit cler Beamtenschaft(' 154) zu verpflichten, denn ,,aus diesel Or'
ganfunktion folgt, daß der Anwalt - ttotz seiner freien Stellung, trotz seiner pri-

iratrechtlich"tt Bind,tttg zu seinem Mandanten - mit seiner ganzen Person zum

Staat in demselben beJonderen Treueverhältnis steht, das die Stellung des Beam-

t44l r-1. BT Prot. II S.4320 (Dittridr cGU/cSU), S. 4322 (Stammberger, FDP)' S' 4315 (Wagner' SPD)'

s.'lgz"s (W"u"., cDU/cSU), S.4328 (Cermak qB{!{ry)' 
-

145) Der Gesetzgeber und das Anwaltsrecht, JZ 1955 S' 13'
r4o) vom 1. B. 1959 (BGBI. I S. 565).
1d?) Handbudr, Rdn. 16.
r18) RGBI. S.17?.
14e) RGSI 34,271 (272).
150) vom ?.4.1933 (RGBI. I S' 1BB); das tlie Anwaltschaft im Hinblick auf das Ges' zur Wiederherstellung des

Be'rfsbeamtentu-" t. ?. 4. 33 dem Beamtentum gleictlstellte (RGBI' I S' 175)'

r51) RGSI 73,126 (127).
lszj fvftifrlfruris, Kinn'ein selbst Verdädrtigter Strafverteidjggr_-sein (193?) S.35; Dröge, Anm.zu einer Ent'

sdeidunq des obersten Parteiqeridlts der NSDAP JW 1937 S' 3213'
iFäi'riäiir"', z* !t;li;;; ä;;V";ielaise's im neuen Strafverfahren, DSIR 1937 s' 117'

rrli Kütrru, ber Verteidiler ohne fremdrechtliches Gewand (1937) s' ?9'
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ten charakterisiertl55). Diese Standortbestimmung des Anwaltsberufs hat erheb-

liche Konsequenzen für die gesamte anwaltliche Tätigkeit: ,,Jede Unterstüt-
zung von Landesverrätern und anderen deutschfeindlichen Kreisen und die Erör-
terung innen- und außenpolitischer VerhäItnisse mit ihnen" führte automatisch
zum Ausschluß aus der Anwaltschaftls6). Der Rechtsanwalt und spätere Vize-
präsident des Bundesverwaltungsgerichts Kü12 wurde 1938 ehrengerichtlich be-

langt, ,,weil er bei Wahrnehmung jüdischer und staatsfeindlicher Interessen" die

,,gebotene Zurückhaltung" vermissen ließ tszl. Die Ehrengerichtsbarkeit stellt da-

mals fest, daß dem Rechtsanwalt ,,die Verpflichtung zu größter Zurückhaltung in
politischen Dingen obliege" und ,,die Rechtsanwaltschaft als notwendiges und
vollwertiges Organ der deutschen Rechtspflege Mitglieder, die ihrer feindseligen
Einstellung gegen den Staat durch zersetzende Kritik an den Vorgängen des

staatlichen Lebens Ausdruck verleihen, nicht in ihren Reihen dulden kannc 158).

Hans Dahs sieht in der ,,unheilvolle(n) Reminiszenz an eine unheilvolle Epoche

. . heute eine MÄarnung an clen Verteidiger, jedem etwa denkbaren Versuch einer
Beeinträchtigung seiner politischen Unabhängigkeit schon in den Anfängen zu

wehren" 15e), Der entschiedene Widerstand der Anwaltschaft gegen politische
Klauseln in der BRAO hatte zwar ihre Bereitschaft signalisiert, einer Entwick-
lung, wie sie in der Weimarer Republik begonnen hatte, sich entgegenzustellen.
Die unreflektierte Bezeichnung des Rechtsanwalts als ,,Organ der Rechtspflege"
in $ 1 der BRAO vom 1.8. 1959 160) 

- der Vorspruch zur Reichsrechtsanwalts-
ordnung hatte nur die Rechtsanwaltschaft als Ganzes so genannt - schloß frei-
lich nicht jeden Mißbrauch aus.

Das Bundesverfassungsgericht 161) hatte zwar 1967 noch festgestellt, daß die Be-

wertung des verteidigers als ,,organ der Rechtspflege . ., keinen Angriffstatbe-
stand für den Fall (biete), daß ein Rechtsanwalt ihrem Leitbitd nicht entspricht",
der Anwalt übe einen freien Beruf aus, der ,,staatliche Kontrolle und Bevormun-
clung grundsätzlich ausschließt". In jängster Zeit rückt es freilich von dieser li-
beralen Rechtsprechung deutlich ab: ,,Nach $ 1 BRAO ist der Rechtsanwalt ein
unabhängiges Organ der Rechtspflege. Sein Beruf ist ein staatsgebundener Ver-
trauensberuf, der ihm eine auf Wahrheit und Gerechtigkeit verpflichtete amts-
ähnliche Stellung zuweist" 162). Andele Obergerichte gehen sogar noch weiter
bei der Einbindung der Rechtsanwaltschaft: ,,Der Rechtsanwalt übt zwar in vol-
ler Unabhängigkeit einen freien Beruf aus . . . er ist aber Organ der Rechtspflege,
notwendiges Mitglied der öffentlich-rechtlichen Körperschaft Rechtsanwaltskam-
mer und einer öffentlich-rechtlichen Berufsgerichtsbarkeit unterworfen '. . Damit
gehört der Beruf des Rechtsanwalts zu denjenigen Berufen, die durch öffentlich
rechtliche Bindung dem öffentlichen Dienst angenähert sind" 163). Eine solche
Verortung des Anwaltsberufs ist um so bedenklicher, als nach ständiger Verfas-
sungsrechtssprechung 16a). Reglementierungen der Berufspraxis ,,um so nachhalti-
ger sein (können), je mehr der staatlich gebundene Beruf durch öffentlich-rechtli-
che Bindungen und Auflagen dem Beruf innerhalb eines öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnisses angenähert ist."

Die Schutzwirkung der ,,politischen Klausel" ist zwar geringer als es zunächst
den Anschein hat - das Vorliegen einer Strafiat gegen die freiheitliche demolcra-
155) Hanssen, Die Stellung des Recbtsanwalts als Organ einer starken nationalsozialistischen Rechtspflege,

1914 S.355.
Noack, Kommentar zur Reichsrechtsanwaltsordnung (193?), Anm. 14 zu $ 131 unter Berufung auf EGHE 28

unveröff. Entsdreidung, zit. n. KJ 4ß69 5.428,
EGHE 30, 40 (41).
Handbuch Rdn. 16.
BGBI. I S.563.
BVerfGE 22, rl4 020).
BVerlG in NJ.\^/ 1975 S.105.
OVG Lüneburg DVBI 1975 S.958 ff (S60).
vgl. BVerfGE 16,6 (22),

DtR
150)

231.
15?)
158)
150)
160)
101)
162)
183)
1G1)
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tische Grundordnung kann von der Justizverlvaltung festgestellt werden, ohne

daß es auch nur eines staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahrens bedarf 165) und
a1s Straftaten gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung sind nach
h. M. nicht nur die in letzter Zeit ausufernden politischen Straftatbestände 166)

zu betrachten - dennoch bietet die heute geltende Formulierung des $ 7 Nr. 6

BRAO Schutz genug, daß Kommentare zur BRAO berichten können167), bislang
sei noch in keinem Fall von der politischen Klausel Gebrauch gemacht worden,
Daher hatte der Bundesrat bereits 1976, vorgeschlagen ros; den $ 7 Nr. 6 BRAO da-

hingehend zu ändern, daß bereits jemandem der Zutritt zur Rechtsanwaltschaft
verspeirt vrürde, der nach Auffassung der Justizbehörden ,,Bestrebungen för-
dert", durch die die freiheitlichen Grundordnung ,'untergraben" werden soll. Die-
se Formulierung ist freilich (noch) nicht Gesetz, Die Anwaltschaft setzt solchen

Versuchen, sie in die Nähe des öffentlichen Dienstes zu rücken, auch heftigen
Widerstand entgegen 16e), denn damit wäre die Gefahr gegeben' daß der Anwalts-
beruf mehr und mehr unter die öffentlich-rechtliche Treuepflicht gestellt werden
könnte (Artikel 33 Abs. 4 GG). Damit wäre die Unabhängigkeit des Anwalts nur
noch eine leere Floskel ohne jede materielle Relevanzß 170).

Dennoch wird bereits heute versucht, die Bundesratsvorstellungen auf der Basis

der gegenwärtigen Rechtslage zu antezipieren. Im Verfahren gegen den Augs-
burger Rechtsanwalt Gildemeier, der wegen seiner KPD-Mitgliedschaft aus der
Rechtsanwaltschaft ausgeschlossen werden soll, wird eine solche öffent-
Iich-rechtliche Treuepflicht bereits zugrundegelegt, Die Staatsanwaltschaft hat in
der Anschuldigungsschrift 171) den Standpunkt vertreten, der Rechtsanwalt
habe bei aller Unabhängigkeit ,,mindestens die verfassungsmäßige Ordnung zu

wahren", das habe er bei der Zulassung durch seinen Eid bekräftigt, und wer
zum ,,Kampf gegen die verfassungsmäßige Ordnung aufruft, sich mit Verfas-
sungsfeinden solidarisiert und rechtsmäßig ergangenen Verboten bewußt zuwi-
derhandelt . . ,, ist eidbrüchig und in den Reihen der Anwaltschaft nicht mehr trag-
bar", Während die Staatsanwaltschaft damit ihren Antrag auf Verhängung eines

Berufs- und Vertretungsverbots offensichtlich auf die Unwürdigkeitsklausel des

0 7 Nr,5 BRAO stützen will 172), geht das Ehrengericht München bei der Ent-

wertung der politischen Klausel noch einen Schritt weiter und erhebt die Eides-

formel des $ 26 BRAO zum eigenständigen Ausschlußgrund. Daraus, daß der
Rechtsanwalt schwört, "die Verfassungsmäßige Ordnung zu wahren", erschließt
das Gericht 1?s) mit Hilfe von ,Ullstein's Lexikon der deutschen Sprache", daß

er die ,,freiheitliche demokratische Grundordnung . ,. erhalten, bewahren, schüt-
zen, verteidigen" müsse. Für das Gericht steht fest, ,,daß der Rechtsanwalt ge-

mäß g 26 Abs. 1 BRAO die freiheitlich-demokratische Grundordnung schlechthin
nicht bekämpfen darf, unabhängig, ob dieser Kampf gegen die allgemeinen Ge-

setze verstößt oder nicht, Denn bekämpfen bedeutet immer das Bestreben, etwas

Bestehendes zu verändern; niemals kann in einer kämpferischen Aktivität gegen

die freiheitliche demokratische Grundordnung etwas Bewahrendes gesehen wer-
dsn((1?a). Indem das Ehrengelicht $ 26 Abs. 1 BRAO als ,,Hilfsnorm zu jenen Be-

stimmungen auffaßt, ,,die den schutz der freiheitlichen Demokratie vor verfas-
sugsfeinden im Auge haben" 175) und ihr damit ,,in der Rangstufe und Wertig-

165) Kalsbach, Komm, Anm. S III zu $? BRAO; Isele, BRAO Anm. F4e zu 07'
166) Kalsbach, a.a.O. i Isele, a.a'O. Anm. F 4 c.
167) vgl. Isele a.a.O. Anm. F I zu $ 7'
108) BT Drs. 7/5607 S. I (Art. 4).
rosi vgf. euack, Sinn und drenzen anwaltlicher Unabhäng-igle_it,-_NJW- !9?5 S. 1337 ff r von Krämer' Der
Rectrtöanwalt - ein ,,staatlich gebundener Vertrauensberuf'? NJW 1975 S.853.
170) Krämer a.a.O.
rzti vom 28. 5. 19?5 -Ev 22175 u. EV ?6/?4 -.tzz\ vgl, die bereits oben (Fn. 141) zit. Entscheidung des EGH Stuttgart.
rzej Vörlagebesciluß nad: Art, 100 GG .r,29, !2' 19?6 - 4 EG 36/75 S. 38'
1?4) S. 39 a.a.O.
176) S. 57 a.a.O.
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keit unter den Rechtsnormen einen hohen Rang" 176) einräumt, kommt es zu

dem Ergebnis, daß $ 26 BRAO als schutznorm del freiheitlichen Grundordnung

über beitimmende Verfassungsprinzipien zu stellen sei. Die Konstruktion schei'

tert nach Gerichtsauffassung lediglich daran, daß der Rechtsanwalt kein Beamter

ist: ,,Würde die Rechtsanwättscträtt zum ,öffentlichen Dienst' im Sinne des Arti-
kels 33 Abs. 5 gehören, so würde in diesem Fall auf ,höherrangigem velfassungs-

recht' fußende-Bestimmung des $ 26 BRAO Artikel 18 in seiner Wirkung zurück-

drängen', 17?). Diese ttut s"hw"t nachvollziehbare Mäander-Argumentation hät-

te otine die unzulässige Gleichsetzung von ',verfassungsmäßiger 
Ordnung" und

,,freiheitlicher demokratischer Grundordnung" zur Folge, d{ ag die staatstreue

äer Rechtsanwälte sehr viel höhere Anforderungen gestellt würden als an die

von Berufsbeamten; sie müßten dann nämlich jederzeit auch sämtliche verfas-

sungsmäßig ergangenen Gesetzte ,,sichern" oder ,,verteidigen". Doch schon die

Vei ttictrtung äes Anwalts, jederzeit ,,nur" für das einzutreten, was heute unter

,,freiheitlichei demokratischer Grundordnung" lze1 verstanden wird, stellt ihn

dem Berufsbeamten gleich, mit der Konsequenz, daß auch für ihn die Grundsätze

des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Mai 1975 1?e) anwendbar werden. Sollte

eine solche RechtsprJchung Schule machen, so wäIe das sicher das Ende anwalt-

licher Freiheit und Unabhängigkeit, Die Folgen blieben freilich nicht auf den An-

waltsstand beschränkt, da, wie Ernst Fränkel 1932 (damals leider viel zu spät)

warnte 180)r ,,die Beschränkung der Freiheit des Anwalts ein Stück Vernichtung
der Meinungsfreiheit der Gesamtheit darstellt".

1zo) s, 58 a.a.O.
tzZi 

^-^.O- 
S.68. Das Geridrt hält daher die BRAO insoweit für verfassungswidrig.

i;ijr'ü;häü;i";;""ü"äi;^iü;i;""s äes Gerichts, der Ausschluß aus dei Rechtianwaltschart sei an seringerc
ü;';;";äü;';;üit;i; äi""äiä"Ni"r't^r*"ng t"s1. s.40/41). Im Falle Düx wird gerade das Gesenteil

behauptet, vgi. U"ichl. des EGH Ffm' - 1 EGH 1/?6 - S.4 fI'
iö-aüL;CE"3g, isa (gao ff). ügl. Al" Kritik des Urt. von Dopatka, vorgänge 6/1975 S.64 I{.
1801 Die Justiz Bd. VIII (1932/33) S. 13?.
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Neuerscheinung

Klaus Damman

Tarifvertrag und Arbeitskampf

Rechtliche Rahmenbedingungen aktiver Lohnpolitik

Sammlung Junge Wissenschaft, 292 Seiten, ca' DM 19,80

Das Buch befaßt sich mit den Auswirkungen der tariflichen Friedenspflicht auf die gewerk-

schaftliche Lohn- und r"rifiäiitir.. Eintäi"*iia die Verstärkung -des..-gewerkschaftlichen 
Ein'

irü.!äl-äuää u"iri"nri"rr""i;i;;'p"tiiik;uiCn betrieusnahe Taiifpolitik erörtert, zum andern

wird versucht, für den g";";ü;;Ä;üi'"n"n-xämbi Handlungsspieliäume aufzuzeigex,.die- das

oeltende Recht, insbesonOo"-ääi-üärt"ssungärecnt, eröffnei. Ein allgemeines Ziel dieser

V;il"i;r"s,'i;ü;'ö r'rrän!".iir.ung seförderten untersuchung ist es, den lnteressenhintersrund

ääi UÄt"tä.ä""" necfrtsorOnünö, 
-*-i" .iä ärr"n Fechtspreöhung. und herrschende Lehte inter-

pietiert ist, aufzuhellen und damit ihren Klassencharakter deuilich zu macnen.

Pahl-Rugenstein




